
FREIHANDELSABKOMMEN CH-USA

Den Bundesrat
aufKurs bringen

Von Hannes Germarm*/st das Freihandelsabkommen (PHA) zwi-
schen derSchweiz und den USA bereits
vom Tisch, bevor die Verhandlungen
überhaupt begonnen haben? Vieles deu-

tete nach der abrupten Kehrtwende des Bundes-
rates darauf hin. Immerhin: Nach den ersten Ge-
sprächen zwischen Bundesrat Joseph Deiss und
US-Chefunterhändler Robert Portman am WEF
besteht wieder etwas Hoffnung. Jedenfalls für all
jene, dieesüberhaupt wollen.

Dazu gehört die fürden Wohlstand inunserem
rohstoffarmen Land sowichtige Exportwirt-
schaft. Die grosse Frage ist,obder Bundesrat
noch dazugehört. Erhat zwar seine Strategie da-
rauf ausgerichtet, den Zugang derExportwirt-
schaft zuwachsenden Märkten ausserhalb der
EU (USA, China, Indien usw.) just mit solchen
bilateralen Abkommen zustärken. Umso unver-
ständlicher ist,dass Volkswirtschaftsmmister
Joseph Deiss zurückgepfiffen wurde. Der Bun-
desrat istauf bestem Wege, einen Fehler mit wo-
möglich historischen Folgen zubegehen.

Was sind dieGründe fürdie Blockade? Istes

wirklich nur die Angst vor unüberbrückbaren
Differenzen, etwa imLandwirtschaftsbereich?
Das wäre unverständlich, wird doch einAbkom-
men gerade von vielen SVPlern besonders befür-
wortet. Die Landwirtschaft hat zwar Vorbehalte
angemeldet, nicht aber Obstruktion. Sie weiss
nurzugut, wie abhängig sievon der übrigen
Wirtschaft ist.

Oder spielt der von gewissen Kreisen ge-
schürte Antiamerikanismus eine Rolle? Oder
hatte die Landesregierung gar Angst vor den Fol-
gen eines Volks-Neins? Letzteres scheint doch
eher unwahrscheinlich nach den jüngsten Erfol-
gen inaussenpolitischen Abstimmungen, diedank
Härte und Verhandlungsgeschick erzielt wurden.

Dass Christoph Blocher nun plötzlich gegen
einFreihandelsabkommen sein soll, istkaum ver-
stellbar. Erwar esnämlich, der bereits vor zehn

Jahren einsolches gefordert hatte. Mag sein, dass

erund andere Bundesräte der schweizerischen
Verhandlungsdelegation nurden Rücken stärken
wollen, umeinoptimales Ergebnis zuerzielen.

Ginge die Rechnung auf, erhielte dieSchwei-
zer Wirtschaft Vorteile dank diskriminierungs-
freiem Zugang zuden US-Märkten. Siewürde zu-
dem Importzölle von jährlich rund 155 Mio. US-
Dollar einsparen, und dieRechtssicherheit für In-
vestitionen könnte verbessert werden. Warum
aber nicht zuerst verhandeln -und dann ent-
scheiden, statt jetzt schon dieTür zuschlagen?!

Überschätzt man nämlich dieStärke dereige-
nen Ausgangsposition, könnte sich dies als fatal
erweisen. Ende Juni 2007 läuft nämlich die vom
US-Kongress erteilte «Trade Promotion Autho-
rity» fürdie Regierung Bush aus. Die nächste Ge-
legenheit würde sich wohl erst nach 2010 wieder
bieten -dann aber kaum fürdieSchweiz, sondern
wohl fürdieEU. Ein einseitiges Freihandelsab-
kommen USA -EU wäre indes dasWorst-Case-
Szenario. Dawürden sich wohl nur die glühends-
ten EU-Befürworter die Hände reiben. Die Wirt-
schaft hatdieGefahr erkannt -und stark reagiert.
Hoffentlich nicht zuspät, um den Bundesrat doch
noch auf Kurs zubringen.
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